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 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) 

vom 18.04.2017 
(BGBl. Teil I Nr. 22, S. 905 vom 21. April 2017) 

1. Allgemeines 
 
Der Gewässerschutz unterliegt seit der Grundgesetzänderung zum 1. September 2006 der konkurrierenden 
Gesetzgebung (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 32 GG). Der Bund kann nunmehr auf diesem Gebiet Vollregel-
ungen treffen. Mit dem neuen Wasserhaushaltsgesetz vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) ist die Grundlage für 
konkretisierende Regelungen auf Verordnungsebene geschaffen worden.  
 
Die bisher geltenden Landesverordnungen über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen fußen 
zwar auf einer zwischen den meisten Ländern abgestimmten Muster-Anlagenverordnung, haben sich aber im 
Laufe der Zeit in weiten Teilen auseinanderentwickelt. Vor allem von der betroffenen Wirtschaft wird daher seit 
langer Zeit eine Vereinheitlichung des Anlagenrechts zum Schutz der Gewässer gefordert. 
 
Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen konkretisiert die gesetzlichen 
Vorgaben der §§ 62 und 63 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Im Wesentlichen werden dabei bereits nach 
Landesrecht bestehende Verpflichtungen von Anlagenbetreibern zum Schutz der Gewässer im Zusammenhang 
mit Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vereinheitlicht.  
 
Die Verordnung enthält überwiegend stoff- und anlagenbezogene Regelungen, von denen durch Landesrecht 
nicht abgewichen werden darf (Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 GG). Insbesondere für die Planung, die 
Errichtung und den Betrieb von Anlagen gelten damit zukünftig bundesweit einheitliche Sicherheitsstandards, die 
die bisher bestehenden Wettbewerbsverzerrungen aufheben sollen. 
 
Die Verordnung selber regelt alle Anlagen, in denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird: vom 
privaten Heizölbehälter über Tankstellen, Raffinerien, Galvanikanlagen bis zu Biogasanlagen. 
 
2. Wesentliche Inhalte der AwSV 
 
1. Der Betreiber einer Anlage wird verpflichtet, die Stoffe und Gemische, mit denen er in einer Anlage umgeht, 
als nicht wassergefährdend oder in eine von drei Wassergefährdungsklassen einzustufen. Dies gilt nicht, wenn 
das Ergebnis einer solchen Einstufung schon vorliegt und vom Umweltbundesamt veröffentlicht wurde. Die 
Daten, die er für die Einstufung benötigt, entsprechen denjenigen nach dem europäischen Gefahrstoffrecht, so 
dass sich der Aufwand für ihn in Grenzen hält. Die Wassergefährdungsklassen bilden dann die Grundlage für 
eine risikoorientierte sicherheitstechnische Ausrüstung der Anlage. 
 
2. Die technischen Grundsatzanforderungen für diese Anlagen bestehen darin, dass Behälter, in denen sich 
wassergefährdenden Stoffe befinden, während der gesamten Betriebszeit dicht sind und der Betreiber dafür 
Sorge zu tragen hat, dass dieser Zustand erhalten bleibt. Sollte ein Behälter doch einmal undicht werden, 
müssen Maßnahmen technischer und organisatorischer Art getroffen sein, die eine Schädigung der Gewässer 
verhindern. Bei Anlagen mit größerem Risikopotenzial müssen deshalb Einrichtungen vorhanden sein, in denen 
die bei einem Unfall auslaufenden wassergefährdenden Stoffen ohne menschliches Zutun zurückgehalten 
werden und die ggf. Alarm auslösen, um den Schaden so schnell wie möglich bekämpfen zu können. 
 
3. Da die technischen Grundsatzanforderungen für manche Anlagen nicht vollständig erfüllbar sind, werden für 
diese Anlagen - wie Umschlaganlagen mit festen wassergefährdenden Stoffen, Wasserkraftanlagen oder 
Biogasanlagen - von diesen Anforderungen abweichende Anforderungen gestellt. 
 
4. Der Betreiber ist für den ordnungsgemäßen Betrieb seiner Anlage selbst verantwortlich. Dennoch hat es sich 
bewährt, dass Anlagen mit erhöhtem Risikopotenzial von externen Sachverständigen regelmäßig überprüft 
werden und so sichergestellt wird, dass die Anlagen nach menschlichem Ermessen störungsfrei betrieben 
werden. Die Verordnung regelt die Voraussetzung zur Anerkennung von Sachverständigenorganisationen, die 
diese Anlagen prüfen und legt bestimmte Mindestanforderungen fest, die deren Prüfer erfüllen müssen. 
 
5. Als weiterer Baustein der Sicherheitsphilosophie dürfen sicherheitstechnisch bedeutsame Arbeiten an den 
Anlagen nur von Fachbetrieben durchgeführt werden, die entweder von den Sachverständigenorganisationen 
oder von Güte- und Überwachungsgemeinschaften überwacht werden. 
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Diese Güte- und Überwachungsgemeinschaften waren früher baurechtlich verankert und werden in Zukunft 
bezüglich der von ihnen zu erfüllenden Anforderungen wasserrechtlich geregelt. Das Qualitätsniveau eines 
Fachbetriebes ist jedoch unabhängig davon, von wem er überwacht wird. Entscheidend ist seine Fachkunde und 
Erfahrung.  

6. Die Länder haben im Bundesrat beschlossen, in die AwSV eine Regelung zu Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Jauche, Gülle und Silagesickersaft und vergleichbaren in der Landwirtschaft anfallenden Stoffen 
(sog. JGS-Anlagen) aufzunehmen. Regelungen zur Bauweise dieser JGS-Anlagen sind nach EU-Nitratrichtlinie 
in einem nationalen Aktionsprogramm zum Schutz von Gewässern vor Nitrateinträgen aus Anlagen nach § 62a 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) festzuschreiben.  

Danach sollen JGS-Anlagen Anlagen so gebaut und betrieben werden, dass dunghaltige Stoffe nicht austreten 
können, Undichtheiten und ausgetretene Stoffe schnell und zuverlässig erkannt werden und im Falle einer 
Störung oder eines Unfalls die ausgetretenen Stoffe ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder beseitigt 
werden. Für dieses Aktionsprogramm ist eine strategische Umweltprüfung (SUP) durchzuführen, in der die 
unmittelbaren und mittelbaren Umweltauswirkungen der Realisierung des Programms ermittelt, beschrieben und 
bewertet werden.  

3. Inkraftreten/Außerkrafttreten 
 
Die § 57-60 traten am Tag nach der Verkündung d. h. am 22.04.2017 in Kraft. 
 

 § 57 Anerkennung von Güte- und Überwachungsgemeinschaften 
 § 58 Bestellung von Fachprüfern 
 § 59 Widerruf und Erlöschen der Anerkennung; Erlöschen der Bestellung von Fachprüfern 
 § 60 Pflichten von Güte- und Überwachungsgemeinschaften und Fachprüfern 

 
Im Übrigen tritt die Verordnung am 01. August 2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vom 31. März 2010 (BGBI. I S. 377) außer Kraft. 
 
Stand: 04/2017 


